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und außerschulischen Bildungserfahrungen aller Kinder als Grundlage 
für schulisches Lernen respektiert, als Basis, auf der es aufzubauen gilt. 
Wird dieser Satz als bildungspolitischer Leitsatz akzeptiert, sollte dies 
weitreichende Folgen für die Weiterentwicklung der Grundschule in 
Deutschland haben, Konsequenzen, die hier nur angedeutet werden kön­
nen und am Beispiel der gemeinsamen Erziehung behinderter und nicht 
behinderter Kinder verdeutlicht werden sollen. Die Grundschule müsste 
Abschied nehmen von der Vorstellung, sich bei der Festlegung von Inhal­
ten und Anforderungen und in der alltäglichen Unterrichtspraxis am Leit­
bild des Mainstream- Schülers orientieren zu können. Kinder nichtdeut­
scher Herkunftssprache müssten dann beispielsweise nicht irgendwie ne­
benher, sondern in der Grundschule Gelegenheit finden, auch in der ei­
genen Muttersprache gefördert zu werden usw. Für die gemeinsame Erzie­
hung und den gemeinsamen Unterricht von Kindern mit und ohne 
Behinderungen hat eine Arbeitsgruppe des Grundschulverbandes ver­
sucht, beispielhaft den Entwicklungsbedarf der Grundschule zusammenzu­
fassen. Dieses aktuelle Positionspapier wird im Folgenden dokumentiert. 
Gemeinsamer Unterricht für alle Kinder 
von Anfang an 
Forderungen des Grundschulverbandes 
zur Integration der Kinder mit Behinderungen 
Erarbeitet von: MARLIES HERGARTEN1 PETER HEYER1 ANDREAS HINZ1 0LGA)AUMAN­
GRAUMANN1 MICHAEL LoRBEER-ANDRESEN1 BEATRIX LuMER1 RosEMARIE PoRTMANN1 
SYLVIA REINISCH. 
Von der Delegiertenversammlung des GSV beschlossen am 31. 10. 1998 
Vor 25 Jahren haben die Empfehlungen der Bildungskommission des Deut­
schen Bildungsrates zur pädagogischen FiJrderung behinderter und von Be­
hinderung bedrohter Kinder und jugendlicher der Schulentwicklung 
grundsätzlich neue Wege gewiesen: An die Stelle schulischer Separie­
rung soll die» weitmögliche gemeinsame Unterrichtung von Behinderten 
und Nichtbehinderten« treten (DEUTSCHER BrLDUNGSRAT, Bonn 1973). Die 
Bildung behinderter junger Menschen ist verstärkt als gemeinsame Auf­
gabe für grundsätzlich alle Schulen anzustreben. Die Sonderpädagogik 
versteht sich dabei immer mehr als eine notwendige Ergänzung und 
79 
Forum I Grundschule - Schule der Vielfalt und Gemeinsamkeit 
Integration und Differenz 
1999 
80 
Schwerpunktsetzung der allgemeinen Pädagogik (KMK-Empfehlungen 
zur sonderpädagogischen Förderung, 5/94). Heute gilt als wissenschaft­
lich gesichert, dass die gemeinsame Erziehung und der gemeinsame Un­
terricht unabhängig von Form und Grad einer Behinderung grundsätz­
lich möglich und für alle gleichermaßen pädagogisch sinnvoll und 
zweckmäßig ist. Dies gilt jedoch nur, wenn die Verschiedenheit der Kin­
der respektiert und gleichermaßen zur Grundlage der Förderung von 
Individualität und Gemeinschaft wird. Außerdem müssen die hierfür er­
forderlichen integrationspädagogischen Rahmenbedingungen gesichert 
sein und der Unterricht muss binnendifferenzierend und- soweit erfor­
derlich - zieldifferent erfolgen. Der Grundschulverband teilt die Auffas­
sung von ]AKOB MuTH, dass die gemeinsame Erziehung ein Grundrecht 
ist, auf das jedes behinderte Kind ein Anrecht hat. 
Dennoch stagniert die Weiterentwicklung der gemeinsamen Erzie­
hung bzw. sie kommt nur sehr langsam voran. Ein Vierteljahrhundert 
nach der Veröffentlichung der Empfehlungen des Bildungsrates gehen 
noch immer die weitaus meisten Kinder mit sonderpädagogischem För­
derbedarf auf Sonderschulen. Bei großen Unterschieden zwischen den 
Ländern werden im Bundesdurchschnitt noch immer nur ca. 5 % dieser 
Kinder und Jugendlichen zusammen mit Nichtbehinderten auf allgemei­
nen Schulen unterrichtet. 
Der Grundschulverband setzt sich dafür ein, dass sich dies schnell ändert. 
Was sind die Ursachen der bundesweit zögerlichen Integrationsentwick­
lung? Es wirken u. E. verschiedene Faktoren zusammen, insbesondere 
divergierende Werte-Vorstellungen, unzureichende integrationspädago­
gische Aus- und Fortbildung, finanzielle Kürzungen im Bildungsbereich, 
berufsständische Interessen und ein grundsätzliches Verharrungsbedürf­
nis bestehender Institutionen. 
Der Grundschulverband unterstützt alle Reformbestrebungen inner­
halb der Schule, die das gemeinsame individuelle Lernen in heterogenen 
Lerngruppen fördern. Er tritt für die konsequente Weiterentwicklung 
der gemeinsamen Erziehung Behinderter und Nichtbehinderter in der 
Grundschule und in den Schulen des Sekundarbereichs ein. Für die 




Sieben-Punkte-Programm zur Weiterentwicklung 
der gemeinsamen Erziehung und des gemeinsamen 
Unterrichts aller Kinder 
1. Schulgesetzlicher Vorrang des gemeinsamen Unterrichts und Verzicht auf 
einen integrationsspezifischen Haushaltsvorbehalt 
Der gemeinsame Unterricht muss in allen Bundesländern Vorrang vor 
dem Besuch der Sonderschule haben. Die Grundschule ist die allgemei­
ne Schule für alle Kinder. Die gemeinsame Erziehung und der gemeinsa­
me Unterricht sollen schulgesetzlich als Regelfall verankert werden, der 
Besuch einer Sondereinrichtung als zu beantragende Ausnahme. Auf die 
Formulierung eines integrationsspezifischen Haushaltsvorbehalts ist zu 
verzichten, da die Ausstattung des staatlichen Schulwesens grundsätzlich 
unter Haushaltsvorbehalt steht. Auf die zusätzliche Festlegung eines spe­
ziellen Vorbehalts für Kinder undJugendliche mit sonderpädagogischem 
Bedarf im gemeinsamen Unterricht muss schon aus Gründen der Gleich­
behandlung verzichtet werden. 
2. Sicherung der erforderlichen Bedingungen für das gemeinsame Lernen in 
heterogenen Gruppen 
Jede Grundschule, die sich der Aufgabe stellt, Kinder in ihrer sozialen 
und individuellen Gesamtentwicklung zu fördern, braucht für eine erfolg­
reiche pädagogische Arbeit zureichende Bedingungen. Dies gilt in be­
sonderem Maße, wenn Kinder mit zusätzlichem, besonderen Förderbe­
darf in die gemeinsame Erziehung und den gemeinsamen Unterricht der 
Grundschule einbezogen sind. 
Zu den wichtigsten Voraussetzungen des gemeinsamen Lernens in he­
terogenen Gruppen gehören: 
)> integrationspädagogisch arbeitende Lehrerinnen und Lehrer, d. h. 
Lehrerinnen und Lehrer, die bereit sind, sich den vielfältigen Unter­
schieden zwischen allen in einer Lerngruppe zusammen Lernenden 
zu stellen, sie als pädagogische Herausforderung anzunehmen, und 
sie nicht als Anlass für spezielle Maßnahmen des Sortierens zu miss­
brauchen, 
)> die Akzeptanz der Ziele des gemeinsamen Unterrichts durch die be­
teiligten Menschen und Institutionen, 
)> genügend Raum, Zeit, Bildungsanregung und persönliche Zuwen­
dung für die grundlegenden Prozesse der individuellen Lern- und 
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Leistungsentwicklung, sowie die Sicherstellung der erforderlichen 
Ressourcen, 
> die Einrichtung von multiprofessionellen Teams und die systemati­
sche Unterstützung der Lehrerinnen und Lehrer bei ihrer Arbeit, 
> eine differenzierende, kindorientierte Bewertungspraxis ohne einsei-
tigen Bezug zu Durchschnittsnormen. 
In einer Grundschule, in der diese Bedingungen erfüllt sind, kann auf 
spezielle Gutachten zur Feststellung des sonderpädagogischen Förder­
bedarfs einzelner Kinder verzichtet werden, wenn die Lernentwicklung 
aller Kinder prozessdiagnostisch begleitet wird. 
3. Neustrukturierung der sonderpädagogischen Förderung 
Ab dem Schuljahr 2000/01 sollen keine Sonderklassen für Kinder mit 
Lernproblemen, Sprachproblemen und Verhaltensproblemen innerhalb 
und außerhalb der Grundschule neu eingerichtet werden. Die Sonder­
schulen für Lernbehinderte und Sprachbehinderte werden jahrgangswei­
se abgebaut bzw. in allgemeine Schulen umgewandelt. Ressourcen, die 
bisher für die Sonderschulen zur Verfügung standen, sind in die allgemei­
ne Schule zu transferieren. Sonderschulen für Kinder mit Lern-, Sprach­
und Verhaltensproblemen werden in integrationsunterstützende Bera­
tungs- und Koordinationszentren umgewandelt. 
Im Hinblick auf die Weiterentwicklung der weiteren Sonderschulfor­
men sollen in den einzelnen Ländern wissenschaftliche Gutachten einge­
holt werden, die zur Aufgabe haben, pädagogisch begründete Schritte 
hin zu integrationsunterstützenden Beratungs- und Koordinationszen­
tren aufzuzeigen. Bereits vorliegende Erfahrungen einzelner Bundeslän­
der sowie Erfahrungen aus anderen Ländern sind einzubeziehen. Auf 
umfangreiche Investitionen für diese weiteren Sonderschulen (Neubau/ 
Umbau) sollte ab sofort verzichtet werden. 
Es gibt keine pädagogischen Argumente, Schülerinnen und Schüler 
mit Behinderungen und Auffälligkeiten weiterhin in Sondereinrichtun­
gen zu erziehen und zu unterrichten. Für alle Kinder gilt der Anspruch, 
besondere Förderung mit Normalisierung im sozialen Feld zu verbinden. 
4. Initiativen und Modellversuche zur Verbesserung der schulischen Situation für 
Kinder mit nicht deutscher Herkunftssprache 
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In den westdeutschen Bundesländern werden seit vielen Jahren unver­
hältnismäßig viele ausländische Kinder, vor allem Jungen, auf Sonder­
schulen für Lernbehinderte überwiesen. 
Über die bereits bestehenden Maßnahmen zur interkulturellen Erzie­
hung hinaus muss der besondere pädagogische Bedarf von Kindern mit 
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nicht deutscher Herkunftssprache stärker berücksichtigt, und die syste­
matische Kooperation mit ihren Eltern gefördert werden, damit diese 
Kinder nicht mehr zu Schulversagern werden. 
Im Rahmen von wissenschaftlich begleiteten Modellversuchen sollten 
daher Maßnahmen zur frühen Förderung ausländischer Kinder, zur Ar­
beit mit Eltern ausländischer Herkunft und zur (Nach-) Qualifizierung von 
Lehrkräften entwickelt und erprobt werden. 
5. Integrationspädagogische Grundqualifikation für alle Lehrämter 
In allen Bundesländern muss sichergestellt werden, dass integrations­
pädagogische Grundqualifikationen, die generell in heterogenen Lern­
gruppen erforderlich sind, zum Pflichtkanon beider Phasen der Lehrer­
bildung erhoben werden. 
Zu diesen Grundqualifikationen gehören vor allem: 
> Kenntnisse und Fähigkeiten im Bereich der Förderdiagnostik und in­
dividuellen Förderplanung, 
> die Fähigkeit, Unterrichtsinhalte so auszudifferenzieren, dass indivi­
duelles und, falls erforderlich, auch zieldifferentes Lernen im gemein­
samen Unterricht möglich ist, 
> die Arbeit im Team. 
Die Vermittlung dieser Grundqualifikationen ist eine gemeinsame Aufga­
be von Erziehungswissenschaft und Fachdidaktiken. 
6. Sicherung integrationspädagogischer Fortbildung 
Gemeinsame Erziehung und der gemeinsame Unterricht sind Pflichtauf­
gaben, denen sich jede Schule und jeder Pädagoge zu stellen hat, keine 
W ahlaufgaben, für oder gegen die sie sich entscheiden können. 
Deshalb sollten in allen Bundesländern integrationspädagogische Fort­
bildungsprogramme als Schwerpunktaufgabe im Rahmen einer verbindli­
chen Lehrerfortbildung eingerichtet werden. Diese Fortbildung sollte Leh­
rerinnen und Lehrer befähigen, in heterogenen Lerngruppen zieldiffe­
rent zu unterrichten und die eigene Praxis der individuellen Förderung 
jedes einzelnen Kindes im gemeinsamen Unterricht weiterzuentwickeln. 
Schulleiter, Schulaufsichtsbeamte, Schulpsychologen, Schulärzte so­
wie in der zweiten und dritten Phase der Lehrerbildung Tätige sollten in 
diese Fortbildungsprogramme gezielt mit einbezogen werden. 
7. Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung des gemeinsamen Unterrichts 
Angesichts des inflationären Gebrauchs des Integrationsbegriffs für unter­
schiedlichste Konzepte, Organisationsformen und Maßnahmen sind unter 
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Einbeziehung der Universitäten in den Bundesländern Evaluationsstudien 
zum gemeinsamen Unterricht durchzuführen, um die Tragfähigkeit und 
Reichweite von Konzepten und die Wirksamkeit von Organisationsformen 
und Rahmenbedingungen zu prüfen. Dies gilt um so mehr, als häufig mit 
zunehmender Ausweitung des gemeinsamen Unterrichts die Gefahr einer 
qualitativen Verflachung besteht und die Individualisierung des Unter­
richts bzw. die für die Sozialentwicklung aller Kinder notwendige Gemein­
schaftsförderung, oder auch beides, auf einem geringen Niveau stagnie­
ren. Diese Evaluationsstudien auf Landesebene sind eine wirksame 
Unterstützung zur qualitativen Verbesserung der pädagogischen Arbeit, 
zu der - in einigen Bundesländern schulgesetzlich fixiert - jede Schule 
verpflichtet ist. Die Ergebnisse dieser Studien sind mit den für die drei 
Phasen der Lehrerbildung zuständigen Institutionen rückzukoppeln. 
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